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Verordnung
über die Wahl des Börsenrates und die Errichtung eines

der Börsen in Berlin - BörsenratswahlVO -
Vom 12. Oktober20l0

\7

AufGrund des $ 13 Absatz 4 und g 22 Absatz I des Börsengeset-

zes vom 16. Juli 2007 (BGBI. I S. 1330, l35l), das zuletzt durch

Artikel 3a des Gesetzes vom20.Mär22009 (BGBI. I S. 607) geän-

dert worden ist, in Verbindung mit $ I der Verordnung zur Übertra-
gung von Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen auf
dem Gebiet des Börsenrechts vom 19. November 2002 (GVBI.

S. 350) wird nach Anhörung des Börsenrates verordnet:
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Abschnitt I
Wahl des Bõrsenrates

$1
Zusammensetzung des Börsenrates der Börse Berlin

(l) Der Börsenrat der Börse Berlin besteht aus höchstens l8 Per-
sonen.

(2) Dem Börsenrat der Börse Berlin gehören jeweils an:

I . acht Vertreterinnen oder Vertreter der zur Teilnahme am Börsen-
handel zugelassenen privaten Kreditinstitute einschließlich der
Wertpapierhandel sbanken;

2. zwei Vertreterinnen oder Vertreter der sonstigen Kreditinstitute,
der Finanzdienstleistungsinstitute und der Kapitalanlagegesell-
schaften;

3. vier Vertreterinnen oder Vertreter der SkontroÍÌihrer und sonsti-
ger Unternehmen, die die Preisermittlung unterstützen;

4. zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Versicherungen, dererr

emittierte Wertpapiere an der Börse zuln Handel zugelassen
sind, und der anderen Emittentinnen oder Emittenten, deren
Wertpapiere an der Börse zum Handel zugelassen sind;

5. zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Anlegergemeinschaft.

(3) Steht in einer der in Absarz 2 genannten Gruppen keine Vertre-
terin oder kein Vertreter zur Wahl, bleibt die Gruppe unbesetzt. Bei
der in Absatz 2 Nummer 3 genannten Gruppe ist sicher zu stellen,
dass mindestens eine Vertreterin oder ein Vertreter der Skontrofi.ih-
rer und rnindestens eine Vertreterin oder ein Vertreter der sonstigen
Unternehmen im Börsenrat der Börse Berlin vertreten ist, sofern
sich aus dem Kreis der betroffenen Berufsgruppen mindestens eine
Person zur Wahl gestellt hat.

(4) Jedes Untemehmen kann nur mit einem Mitglied im Börsenrat
der Börse Berlin vertreten sein. Verbundene Unternehmen dtirfen im
Bõrsenrat der Börse Berlin nur mif einem Mitglied vertreten sein.
Unternehmen, die mehr als einer Gruppe angehören, dtirfèn nur in
einer Gruppe wählbar sein und nur hier wählen.

(5) Ergibt sich nach dern Wahlergebnis und der Hinzuwahl von
Mitgìiedern in den Börsenrat der Börse Berlin, dass mehr als zwei
Drittel der Mitglieder des Börsenrates der Börse Berlin Vertreterin-
nen oder Vertreter der Gruppen gemäß Absatz 2 Nt¡mrner I und
Nummer 2 sind, scheidet die.jenige Vertreterin oder derjenige Vertre-
ter der Gruppen aus, die oder der bei ihrer oder seiner Wahl die ge-
ringste Stimmenzahl aufsich vereinigen konnte. Bei rnehreren Ver-
treterinnen oder Vertretern rnit gleicher Stinrnrenzahl entscheidet
unter diesen das Los, das eìn Mitglied des Wahlausschusses zieht.

{i2
Zusanrnrensetzung des Börsenrates

der Tradegate Exchange

(I) Der Börsenrat der Tradegate Exchange besteht aus höchstens
zehn Personen.

(2) Dem Börsenrat der Tradegate Exchange gehören jeweils an:

l. drei Vertreterinnen oder Vertreter der zur Teilnahnte ant Börsen-
handel zugelassenen Kreditinstitute einschließliclt der Wertpa-
pierhandelsbanken, der Finanzdienstleistungsinstitute, Kapital-
anlagegesellschaften und der sonstigen Unternehmen;

2. drei Vertreterinnen oder Vertreter der Kreditinstitute einschließ-
lich der Wertpapierhandelsbanken und der Finanzdienstleis-
tungsinstitute, die die Preisermittlung im elektronischen Handel
unterstützen;

3. zv¡ei Vertreterinnen oder Vertreter der Versicherungen, deren
emittierte Wertpapiere an der Börse zum Handel zugelassen
sind, und der anderen Emittentinnen oder Emittenten, deren
Wertpapiere an der Börse zum Handel zugelassen sind;

4. zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Anlegergemeinschaft.

(3) Steht in einer der in Absatz 2 genannten Gruppen keine Vertre-
terin oder kein Vertreter zur Wahl, bleibt die Gruppe unbesetzt.

(4) Jedes Unternehmen kann nur mit einem Mitglied im Börsenrat
der Tradegate Exchange vertreten sein. Verbundene Unternehmen
dürfen im Börsenrat der Tradegate Exchange nur mit einem Mitglied
vertreten sein. Untemehmen, die mehr als einer Gruppe angehören,
diirfen nur in einer Gruppe wählbar sein und nur hier wählen.

(5) Die Gruppen gemäß Absatz 2 Nummer I und 2 sollen die glei-
che Anzahl von Vertreterinnen oder Vertretern in den Börsenrat der
Tradegate Exchange entsenden. Ergibt sich nach dem Wahlergebnis,
dass auf eine der Gruppen gemäß Absatz 2 Nummer 1 oder 2 mehr
Vertreterinnen oder Vertreter als auf die andere Gruppe gemäß Ab-
satz 2 Nummer I oder 2 entfallen, scheidet diejenige Vertreterin
oder derjenige Vertreter der Gruppe gemäß Absatz 2 Nummer I oder
2 aus, die oder der bei ihrer oder seiner Wahl die geringste Stimmen-
zahl aufsich vereinigen konnte, und zwar solange, bis sich die glei-
che Anzahl von Vertreterinnen und Vertretern beider Gruppen ge-
mäß Absatz 2 Nummer I oder 2 ergibt. Bei mehreren Vertreterinnen
oder Vertretern mit gleicher Stimmenzahl entscheidet unter diesen
das Los, das ein Mitglied des Wahlausschusses zieht.

$3
Wahl

(l) Die Wahl zum Börsenrat der Börse Berlin und die Wahl zum
Börsenrat der Tradegate Exchange sind jeweils nach Maßgabe der
folgenden Vorschriften durchzul-ühren.

(2) Soweit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist, rver-
den die Mitglieder des Börsenrats in allgemeiner, gleicher, unmittel-
barer und geheirner Wahl jeweils fìir die Dauer von drei Jahren ge-
w¿ihlt.

(3) Die Vertreterinnen oder Vertreter der Anlegergemeinschaft
rverden von deu gewählfen Mifgliedern des Börsenrates mit einfà-
cher Stimrnenmehrheit hinzu gewählt (Kooption). Die Bewerberin-
nen oder Ber.verber werden von der oder dem Vorsitzenden des Bör-
senrates und deren Stellvertreterin oder dessen Stellvertreter oder
mindestens einem Viertel der Mitglieder des Börsenrates vorge-
schlagen. Der Wahlvorschlag soll mindestens zrvei Bewerberinnen
oder Bewerber enthalten.

(4) .ledes Mitglíed des Börsenrates ist denì Interesse der Börse
verpflichtet.

ii4
Wahlausschuss

(l) Die Vorbereitung und Durchfiihrung der Wahl obliegt dem
Wahlausschuss. Er setzt sich aus einem vorsitzenden Mitglied
(Wahlleiterin oder Wahlleiter) und zrvei beisitzenden Mitgliedern
zusammen, die vonr Börsenrat berufèn werden. Der Wahlausschuss
entscheidet mit der Mehrheit der Stirnmen; bei Stirnmengleichheit
gibt die Stirnme des vorsitzenden Mitglieds den Ausschlag.

(2) Die Zusarnrnensetzung des Wahlausschusses ist vom Börsen-
rat durch VerötI'entlichung in der fi¡r Bekanntrlachungen der Bör-
senorgane tiblichen Art, rvie sie in denjeweiligen Börsenordnungen
geregelt ist, bekannt zu geben. Durch die Veröflentlichung muss si-
chergestellt sein, dass die zugelassenen Handelsteilnehnte¡innen
und Handelsteilrrehmer und die Emittentinnen und Emittenten von
zunr regulierten Markt zugelassenen Wertpapieren in zumutbarer
Weise Kenntnis nehmen können.

$5
Wahlberechtigun g und Stinrrnrecht

( I ) Wahlberechtigt sind die Angelrörigen der in $ I Absatz 2 Num-
mer I bis 4 und der in $ 2 Absatz 2 Nurnmer I bis 3 genannten
Gruppen; davon ausgenomrnen sind die Angeh<irigen der Gruppe
der Anlegergemeinschaft .
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(2) Jede oder jeder Wahlberechtigte hat so viele Stimmen, wie in
ihrer oder seiner Gruppe Vertreterinnen oder Vertreter in den Bör-
senrat zu wählen sind.

$6
Listen der wahlberechtigten Personen

( 1) Der Wahlausschuss stellt für jede der in $ I Absatz 2 Nummer
I bis 4 genannten Gruppen und für jede der in $ 2 Absatz 2 Nummer
I bis 3 genannten Gruppen eine Liste der wahlberechtigten Personen
auf (Wählerlisten). Er weist die Wahlberechtigten den einzelnen
Wahlgruppen zu.

(2) Ein Unternehmen, das mehr als einer der in $ I Absatz 2 oder

$ 2 Absatz 2 genannten Gruppen angehört, hat zwei Wochen vor der
Wahl zu erklären, in welcher Gruppe es wählen wird. Unterbleibt
eine solche Erklärung, bestimmt der Wahlausschuss die Gruppe. in
der das Unternehmen wählen darf.

(3) Die WZihlerlisten sind an fünf aufeinanderfolgenden Börsenta-
gen genräß $ 4 Absatz 2 zu veröffentlichen. Aufdie Einspruchsrech-
te und -liisten ist dabei hinzuweisen.

(4) Einsprüche gegen die Wählerlisten sind spätestens bis zurn
Ablaufder folgenden zwei Wochen beim Wahlausschuss schriftlich
zu erheben. Nach Ablauf der Einspruchsfrist beschließt der Wahl-
ausschuss über die erhobenen Einsprüche. Soweit er sie nicht be-
rücksichtigt, hat er dies der Einspruchsfrihrerin oder dem Ein-
spruchsführer unterAngabe der Gründe schriftlich mitzuteilen.

(5) Der Wahlausschuss stellt die endgültigen Wählerlisten fest.
Die festgestellten Wáhlerlisten werden bis zum Termin der Wahl
ebenfalls gernäß $ 4 Absaiz2 veröffentlicht.

(6) Unternehmen, die nach dem Tag der ersten VeröfÍèntlichung
der Wählerlisten gemäß Absatz 3 zugelassen werden, steht das

Wablrecht nicht zu. In den Wählerlisten aufgeführte Unternehmen,
die nach dem Tag der Feststellung ihre Zulassung verlieren, sind in
den Wählerlisten zu kennzeichnen. Ihnen ist die Stimmabgabe zu
versagen.

$7
Wahlvorschläge

( I ) Der Wahlausschuss fordert die Wahlberechtigten unter Angabe
der Zal'l der in den Gruppen zu wählenden Vertreterinnen und Ver-
treter zur Einreichung von Wahlvorschlägen auf-. Die Aufforderung
ist an nrindestens Íìinfaul'einandertblgenden Börsentagen gemäß $ 4

Absa|z 2 zu veröffentlichen.

(2) Fiir eine Gruppe sollen nrehr Wahlvorschläge abgegeben rver-
den, als die betreffende Gruppe Vertreterinnen oder Vertreter in den
Börsenrat zu wählen hat. Die Gesamtheit der Wahlvorschläge muss
mindestens so viele Namen von Bewerberinnen oder Berverbern
enthalten, wie die betreffende Gruppe Vertreterinnen oder Vertreter
in den Börsenrat zu wählen hat. Jeder Wahlvorschlag muss von min-
destens einer oder einem Wahlberechtigten der Gruppe unterzeich-
net sein. $ 20 gilt entsprechend.

(3) Ein Wahlvorschlag muss erithalten:

I . die Bezeichnung der Gruppe, Íìir die der Wahlvorsclrlag abgege-
ben rvird,

2. den Namen der Bewerberin oder des Bewerbers,

3. den Namen des Unternehmens, fllr das die Bewerberin oder der
Berverber kandidiert,

4. das Einverständnis der Bewerberin oder des Bewerbers zur Aufì
nahme in den Wahlvorschlag und

5. eine entsprechende Einverständniserklärung des Unternehmens,
die nur ftir eine Person je Unternehmen erteilt werden darf'.

Außerdem ist dem Wahlvorschlag eine Erklärung der Bewerberin
oder des Bewerbers beizufiigen, dass ihr oder ihm keine Tatsachen
bekannt sind, die ihre oder seine Wählbarkeit nach dieser Wahlord-
nung ausschließen.

(4) Soweit die Unternehmen dem Wahlausschuss nicht innerhalb
eines Monats, gerechnet vom Tage der ersten Bekanntmachung nach
Absatz 1 Satz 2, Wahlvorschläge einreichen, stellt der Wahlaus-
schuss im Einvernehmen mit dem Börsenrat die erforderlichen
Wahlvorschläge unverzüglich selbst auf. Die Absätze 2 und 3 gelten
entsprechend.

(5) Die fiir eine Gruppe eingegangenen gültigen Wahlvorschläge
werden durch den Wahlausschr¡ss nach der Buchstabenfolge der Be-
werberinnen und Belverber geordnet und in einer Wahlliste zusam-
mengefasst. Die Wahlliste ist an fiinfaufeinanderfolgenden Börsen-
tagen gemäß $ 4 Absatz 2 zu veröffentlichen.

$8
Wählbarkeit

( I ) Wählbar ist, wer nach Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsver-
trag mit der Führung der Geschäfte eines Unternehmens betraut und
zu seiner Vertretung ermächtigt ist, oder eine von diesem bevoll-
mächtigte Person. Ferner ist nur wählbar, wer am Wahltag volljährig
ist. $ 20 dieser Verordnung gilt entsprechend.

(2) Die wãhlbaren Personen müssen zuverlässig sein und die er-
forderliche fachliche Eignung im Sinne von $ l3 Absatz 3 des Bör-
sengesetzes haben. Zur Beurteilung der Zuverlässigkeit und fachli-
chen Eignung der Bewerberin oder des Bewerbers sind die
nachfolgend genannten Unterlagen vorzulegen:

l. ein liickenloser, eigenhändig unterzeichneter Lebenslaufmit ei-
ner eingehenden Darlegung der fachlichen Vorbildung sorvie der
ar¡sgeübten bemfl ichen Tåtigkeiten und Funktionen;

2. ein polizeiliches Ftihrungszeugnis oder die eigenhândig unter-
zeichnete Erklärung der Bewerberin oder des Bewerbers, ob ge-
gen sie oder ihn derzeit ein Strafoerfahren geÍìihrt wird oder zu
einem früherer Zeitpunkt gefìihrt worden ist oder ob sie oder er
oder ein von ihr oder ihm geleitetes Unternehmen als Schuldne-
rin oder Schuldner in ein Insolvenzvertàhren oder in ein Verfah-
ren zurAbgabe einer eidesstattlichen Versicherung oder ein ver-
gleichbares Verfahren verwickelt ist oder war.

Bei Bewerberinnen oder Berverbern, die dem aÍìltierenden Börsenrat
angehören oder die Ceschäftsleitereigenschaft im Sinne des Kredit-
wesengesetzes oder des Versicherungsaufsichtsgesetzes besitzen,
kanrr von der AnforderLrng der Unterlagen abgesehen rverden.

(3) AufVerlangen der Börsenauf'sichtsbehörde sind weitere Aus-
künfte, insbesondere über die Tätigkeiten als Geschäftsleiterin oder
Geschâllsleiter, Aufsichts- oder Venvaltungsratsmitglied eines an-
deren Unternehmens oder [iber bestehende unmittelbare Beteiligun-
gen der Berverberin oder des Berverbers in Höhe von mindestens 25
v. H. der Anteile am Kapital eines Unternehmens zu erteilen und
rveitere Unterlagen, iusbesondere Arbeitszeugnisse, die die im Le-
benslauf, angegebenen Vortätigkeiten belegen, vorzulegen.

lie
Ausscheiden einer Bewerberin oder eines Bewerbers

( I ) Fällt die oder der auf einem gültigen Wahlvorschlag auflge-
tìihrte Bewerberin oder Belverber bis zum Wahltag rveg, soll, sofern
dnrch das Ausscheiden der Belverberin oder des Bewerbers die An-
zal¡l der zt wählenden Vertreterinneu oder Vertreter gemäß $ 7 Ab-
satz 2 unterschritten wird, ein neuer Wahlvorschlag innerhalb eiller
vom Wahlausschuss zu bestinrmenden Frist durch die Unterzeichne-
rinnen oder Unterzeichner des Wahlvorschlags eingereicht werden.
Geschieht dies nicht, stellt der Wahlausschuss im Einvernehmen n.rit

dem Börsenrat den erforderlichen Wahlvorschlag unverzüglich
selbst auf. $ 20 gilt entsprechend.

(2) Ist der Wahlvorschlag bereits veröffentlicht, gibt der Wahlaus-
schuss die Änderung des Wahlvorschlags entsprechend $ 7 Absatz I
Satz 2 bekannt. $ 6 Absatz 5 Satz 2 gilt entsprechend, wobei darauf
hinzuweisen ist, dass der geänderte Wahlvorschlag an die Stelle des

bisheri gen Wahlvorschlags tritt.
(3) Kandidiert eine Bewerberin oder ein Bewerber für ein Unrer-

nehmen und scheidet dieses Unternehmen aus der Gruppe aus, für
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die die Bewerberin oder der Bewerber kandidiert, wird der betref-
fende Wahlvorschlag ungültig. Die Absätze I und 2 gelten in diesem
Fall entsprechend.

$10
Wahltermin

Wahltag, Wahlzeit und Ort der Wahlhandlung werden durch den
Wahlausschuss festgesetzt. Der Wahlausschuss kann bestimmen,
dass auch durch Briefuahl gewählt werden kann. Der Wahlaus-
schuss hat seine Entscheidungen mindestens einen Monat vor dem
Wahltermin nach $ 7 Absatz I Satz 2 bekannt zu geben.

$ ll
Durchfìihrung der Wahl

(1) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter leitet die Wahl und prüft
die Wahlberechtigung.

(2) Gewählt wird in geheimer Wahl nach Gruppen.

(3) Auf dem Stimmzettel der Gruppe ist anzugeben, wie viele Per-
sonen aus ihrer Mitte in den Börsenrat zu wählen sind; ferner ist zu
vermerken, dass bei Ankreuzen einer darÍiber hinausgehenden An-
zahl von Namen die Stimmabgabe ungültig ist.

$t2
Ausübung des Wahlrechts

( I ) Das Wahlrecht wird ausgeübt

I . flir wahlberechtigte natürliche Personen von diesen selbst;

2. für Unternehmen, die in der Rechtsform des Einzelkaufn.ranns
betrieben werden, durch die Geschäftsinhaberin oder den Ge-
schältsinhaber, für andere Unternehmen durch eine Person, die
nach Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvefrag allein oder zu-
sammen mit anderen zu deren Vertretung befugt ist.

(2) In den Fällen des Absatzes I Nummer 2 kann das Wahlrecht
jeweils nur von einer einzigen dazu bestirnmten Person ausgeübt
werden.

(3) Das Wahlrecht ruht bei Wahlberechtigten gemäß Absatz I, so-
lange ihnen von einem Gericht das Recht, in öffentlichen Angele-
genlieiten zu vr,ählen oder zu stimmen, rechtskräftig aberkannt ist.

(4) AufVerlangen ist dem Wahlausschuss die Berechtigung, das

Wahlrecht auszutiben, durch einen Flandelsregisterauszug oder in
sonstiger geeigneter Weise nachzuweisen.

$ 13

Wahl vor Ort

(l) Die oder der Wahlberechtigte kennzeichnet im Wahllokal
durch Ankreuze¡r auf einern Stimmzettel ihrer oder seiner Gruppe
die von ihm gewâhlten Bewerberinrrerr oder Bewerber.

(2) Die Stimnrzettel sind in eine Wahlurne einzulegen, die vor
Wahlbeginn unter Aufsicht der Wahlleiterin oder des Vy'ahlleiters
verschlossen worden ist.

$t4
Brieñvahl

Erf-olgt die Stirnmabgabe irn Wege der Briefwahl, erhält die oder
der Wahlberechtigte einen Stimmzettel mit einern dazugehörigen
Wahlumschlag sowie einen Wahlbriefumschlag. Die oder der Wahl-
berechtigte hat den Stimmzettel zu kennzeichnen, in den Wahlum-
schlag zu Iegen, diesen zu verschließen und die aufdem Wahlschein
vorgedruckte Versicherung zu unterzeichnen, dass die Stirnrnabgabe
dem Willen der oder des Wahlberechtigten und der Unterzeichnerin
oder des Unterzeichners entspricht. Der verschlossene Wahlum-
schlag und der unterschriebene Wahlschein sínd in den WahlbrieÊ
umschlag zu legen, und dieser muss de¡n Wahlausschuss innerhalb
der von ihm bestimmten Frist zugehen.

$15
Feststellung des Wahlergebnisses

(1) Gewählt sind die Bewerberinnen oder Bewerbe¿ die die meis-
ten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entscheidet das

Los, das die Wahlleiterin oder der Wahlleiter zieht. Sind fìir eine
Gruppe nicht genügend Mitglieder in den Bötsenrat gewählt, findet
beztiglich der fehlenden Mitglieder eine Nachwahl in der betreffen-
den Gruppe gemãß den Bestimmungen dieser Verordnung statt. $ 20
gilt entsprechend.

(2) Über die Wahlhandlung ist eine Niederschrift anzufertigen. In
ihr sind nach der Auszählung der Stimmen für die Gruppen geson-
dert die Anzahl der Wahlberechtigten und die Zahl der abgegebenen
gültigen und ungiiltigen Stimmen sowie die auf die Bewerberinnen
oder Bewerber entfallenden Stimmen und die sich daraus ergeben-
den gewählten Mitglieder des Börsenrates mit der jeweils auf sie
entfallenden Stimmenzahl festzustellen. ln der Niederschrift sind
auch sonstige, für die Wahlhandlung wesentliche Vorgänge zu er-
wähnen.

(3) Die Niederschrift ist von der Wahlleiterin oder vom Wahlleiter
und von den Beisitzerinnen oder Beisitzern zu unterzeichnen.

$16
Bekanntgabe des Wahlergebnisses

(l) Der Wahlausschuss gibt den in den Börsenrat Gewählten von
ihrer Wahl schriftlich Kenntnis.

(2) Das Wahlergebnis und die Feststellungen der Niederschrift
äber die Wahlhandlung, soweit sie die Angaben nach $ l5 Absatz2
Satz 2 betreffen, sind an fìinfaufeinanderfolgenden Börsentagen ge-
nläß { 4 Absatz 2 zu veröffentlichen.

{i t7
Wahlanfechhrng

(l) Einsprüche gegen die Wahl sind binnen zwei Wochen, begin-
nend mit dem Tag der ersten Bekanntn'ìachung nach $ 16 Absalz2,
beirn Wahlausschuss schriftlich unter Angabe der Gründe zu erhe-
ben. Das Einspruchsrecht steht nur Wahlberechtigten zu.

(2) Über ordnungsgemäß erhobene Einsprüche, die nicht den An-
trag enthalten, die Wahl ÍÌir ungültig zu erklären oder eine Neurvalil
dr¡rchzuführen, entscheidet der Wahlausschuss; das Gleiche gilt fiir
nicht ordnungsgemäß erhobene Einsprtiche. Die Entscheidung ist
der Einspruchsführerin oder dern Einspruchsführer unter Angabe
der Gründe schriftlich mitzuteilen.

(3) Sonstige Einsprüche leitet der Wahlausschuss mit seiner
schrilllichen Stelìungnalrme denr Börsenrat zur Entscheidung zu.

Gibt der Börsenrat den.r Antrag der Einspruchsftihrerin oder des Ein-
spruchstÌihrers statt, ist die Wahl fiir ungültig zu erklären und zur
Vorbereitung und Durchführung einer erneuten Wahl unverzüglich
ein neuer Wahlausschuss zu berufen. Die Ungúltigkeitserklärung der
Wahl ist nach $ 7 Absatz I Satz 2 bekannt zu nrachen. Weist der Bör-
senrat den Antrag der Einspruchsfûhrerin oder des Einspruchsführers
zurück, ist die Entscheidung der Einspruchsfìihrerin oder dem Ein-
spruchsfìihrer unter Angabe der Gründe schriftlich mitzuteilen.

$ l8
Ausscheiden einer oder eines Gewâhlten

(l) Eine gervählte Person scheidet aus dem Börsenrat aus, wenn
ihr gemäß ti l2Absatz 3 von einern Gericht das Recht, in öffentli-
chen Angelegenheilen zu wählen oder zu stimmen, rechtskráftig ab-
erkannt ist.

(2) Ist ein Unternehrnen nicht mehr Mitglied einer der in $ I Ab-
satz 2 oder $ 2 Absatz 2 genannten Gruppen, so scheidet dessen

Vertreterin oder Vertreter âus denr Börsenrat aus.

(3) Werden im Börsenrat vertretene Unternehmen zu verbundenen
Unternehmen, so scheidet die Vertreterin oder der Vertreter des Un-
ternehmens aus, an dem die Mehrheitsbeteiligung besteht. Ist eine

I or, ,oo eut' 2o1o-27.indd 4zs
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Mehrheitsbeteiligung nicht gegeben, entscheiden die Unternehmen,
welches Mitglied aus dem Börsenrat ausscheidet. Wird die Entschei-
dung nicht bis zur nächsten Sitzung des Börsenrates mitgeteilt, so

entscheidet das Los, das ein vom Börsenrat zu bestimmendes Mit-
glied zieht.

(4) Scheidet eine gewählte Person aus dem Börsenrat aus, so tritt
an deren Stelle die Bewerberin oder der Bewerber, die oder der bei
der Wahl innerhalb der Gruppe nach den in den Börsenrat Gewähl-
ten die meisten Stimmen auf sich vereinigt hat. Sollte keine Bewer-
berin oder kein Bewerber mehr vorhanden sein, ist der Börsenrat
berechtigt, sich lìir den Rest seiner Amtsdauer durch Zuwahl aus der
Gruppe der ausgeschiedenen Person zu eÍgänzen. $ 20 gilt entspre-
chend.

$le
Dauer und Beendigung der Mitgliedschaft

( I ) Die Amtsdauer des Börsenrates endet mit dem ersten Zusam-
mentritt des neuen Börsenrates.

(2) Die Mitgliedschaft endet vorAblauf derAmtszeit über die Fäl-
le des $ 18 hinaus mit dem Tod oder der Amtsniederlegung des Miþ
glieds oder mit dem Wegfall der Voraussetzungen für die Wählbar-
keit.

{i20
Genehrnigung der Wahl

(l) Kann die nach $ I Absatz 2 oder $ 2 Absatz 2 erf'orderliche
Zahl der Vertreterinnen oder Vertreter einer oder mehrersr Gruppen
bei der Wahl des Börsenrates nicht eingehalten werden, so bedarfdie
Wahl der Zustimmung oder Genehmigung der für die Börsenauf-
sicht zuständigen Behörde.

,r\ (2) Die Zustimrnung oder Genehmigung ist zu erteilen, wenn die
V nach Absatz I genannte Zahl aus tatsächlichen Gründen nicht einge-

halten werden konnte und eine angemessene Vertrehrng der in $ I
Absatz2 oder $ 2 Absatz 2 aufgelìihrten Gruppen gervährleistet ist.

(3) Ein tatsächlicher Grund irn Sin¡re des Absatzes 2 liegt insbe-
sondere vor, wenn nicht ausreichend Bewerberinnen oder Bewerber
der betreffenden Gruppe zur Verfìigung standen.

Abschnitt 2

Sa nktionsaussch uss

Teil I
Errichtu ng, Zus¿mmensetzung und Organisation

des Sanktionsausschusscs

$ 2r

Errichhurg und Befugnisse

(l)An derBörse Berlin und derTradegate Exchange wirdjerveils
ein Sanktionsausschuss errichtet. Der jeweilige Sanktionsausschuss
ist ein Organ der Börse und übt seine Tätigkeit frei von Weisungen
anderer Börsenorgane aus.

(2) Der Sanktionsausschuss kann nach Maßgabe des $ 22 Ab-
satz 2 des Börsengesetzes eine Handelsteilnehmerin oder einen
Handelsteilnehmer ¡lit Verweis, Ordnungsgeld oder Ausschluss vorr
der Börse und eine Emittentin oder einen Emittenten mit Verweis

oder Ordnungsgeld belegen.

522
Zusamnrensetzung

(l) Der Sanktionsausschuss besteht aus zwei vorsitzenden Mit-
gliedern und mindestens vier beisitzenden Mitgliedern.

(2) Das vorsitzende Mitglied und das stellvertretende vorsitzende
Mitglied werden auf Vorschlag der Börsengeschäftsführung vom
Börsenrat im Einvernehmen mit der Börsenaufsichtsbehörde fìir die
Dauer von drei Jahren bestellt. Der Börsenrat kann die Bestellung
im Einvernehmen mit der Börsenaufsichtsbehörde aus wichtigem
Grund zurücknehmen oder widerrufen. Scheidet eine der bestellten
Personen vorzeitig aus, wird flir den Rest der Amtszeit des ausschei-
denden Mitglieds ein nachfolgendes Mitglied bestellt.

(3) Das vorsitzende Mitglied und das zu seiner Stellvertretung be-
stellte Mitglied mtissen die BeÍÌihigung zum Richteramt oder zum
höheren Verwaltungsdienst im Sinn von $ ll0 des Deutschen Rich-
tergesetzes haben. Sie dürfen nicht Handelsteilnehmer nach $ 3 Ab-
salz 4 Satz I des Börsengesetzes oder Angehörige der Börsenorgane

oder Beschâítigte des Trägers der Börse oder Bedienstete der Bör-
senaufsichtsbehörde sein. Sie sollen Erfahrung in Wirtschaftssachen
besitzen.

(4) Als beisitzende Mitglieder sind vier Personen aus den in $ I
Absatz 2 Nummer I bis 4 oder aus den in $ 2 Absatz 2 Nummer I bis
3 genannten Gruppen vom Börsenrat für die Dauer von drei Jahren
zu wählen. Dabei muss jede der in $ I Absatz 2 Nummer I bis 4 oder

$ 2 Absatz 2 Nummer I bis 3 genannten Gruppen jeweils durch zu-
mindest ein Mitglied repräsentiert sein. Cewählt ist, wer die einfa-
che Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhält. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet das Los.

(5) Der Börsenrat kann die beisitzenden Mitglieder aus wichtigem
Grund vorzeitig abberufen. Scheidet ein beisitzendes Mitglied aus,

so wâhlt der Börsenrat fìir den Rest der Amtszeit des ausscheiden-
den Mitglieds ein nachfolgendes Mitglied.

(6) Die Mitglieder des Sanktionsausschusses üben ihre T¿itigkeit
ehre¡ramtlich aus. Sie haben Anspruch auf Ersatz ihrer notwendigen
Auslagen und ihres Verdienstausfalls.

(7) Die Amtsdauer des Sanktionsausschusses endet mit der Wahl
des neuen Sanktionsausschusses.

$23
Aufgaben des vorsitzenden Mitgliedes

(l) Das vorsitzende Mitglied eröffnet, leitet und schließt die Sit-
zungen des Sanktionsansschusses und ist fìir die Ordnung verant-
wortlich.

(2) Das vorsitzende Mitglied bestinrmt unter Berücksichtigung
der Gruppen im Sinne von $ 22 Absatz 4 und der alphabetischen
Einordnung der Namen der beisitzenden Mitglieder die Reihenfol-
ge, in der die beisitzenden Mitglieder zu den Sitzurrgen zLrgezogen
rverden.

(3) Das vorsitzende Mitglied kann Personen, die seine Anordnun-
gen nicht bef'olgen, aus dem Sitzungssaal entfernen lassen.

ç24
Entscheidurrgen des Sarrktionsausschusses

(l) Der Sanktionsansschuss entscheidet durch ein vorsitzendes
und zwei beisitzende Mitglieder, wobei ein beisitzendes Mitglied
nach Maßgabe des $ 23 Absa|z2 aus derjenigen Gruppe bestirnmt
werden rnuss, der die Person angehört, gegen die sich das Sanktions-
verfahren richtet.

(2) Das vorsitzende Mitglied wird im Verhinderungsfall von dem
zu seiner Stellvertretung bestellten Mitglied vertreten. lst ein beisit-
zendes Mitglied verhindert, tritt an seine Stelle aus der Gruppe des

verhinderten Mitgliedes das nach der alphabetischen Einordnung
der Namen I'olgende beisitzende Mitglied.

(3) Der Sanktionsausschuss entscheidet mit einfàcher Stimmen-
¡lehrheit. Stimnrenthaltungen sind nicht statthaft.

(4) Der im Einzelfall zuständige Sanktionsausschuss soll bis zum
Abschluss des Verfahrens in dieser Besetzung zuständig bleiben.
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Teil 2

Sanktionsverfahren

$2s
Einleitung eines Sanktionsverfahrens

(l) Der Sanktionsausschuss leitet auf schriftlichen Antrag der
Börsenaufsichtsbehörde ein Sanktionsverfahren ein.

(2) Der Sanktionsausschuss leitet auf schriftlichen Antrag

l. der Geschäíïsfiihrung oder

2. einerHandelsteilnehmerin odereines Handelsteilnehmers

ein Sanktionsverfahren ein, sofern hinreichende Anhaltspunkte für
einen Verstoß nach $ 22 Absatz 2 des Börsengesetzes vorliegen.

(3) Der Sanktionsausschuss entscheidet ungeachtet der Absätze I
und 2 über die Einleitung des Sanktionsverfahrens nach pflichtge-
mäßem Ermessen, sobald ihm Tatsachen bekannt werden, die die
Annahme eines Verstoßes nach $ 22 AbsatzZ des Börsengesetzes
durch eine Handelsteilnehmerin oder einen Handelsteilnehmer oder
eine Emittentin oder einen Emittenten rechtfertigen.

(4) Die Entscheidung, durch die das Verfahren eingeleitet wird, ist
nicht anfechtbar.

(5) Entscheidet der Sanktionsausschuss in den Fällen des Absat-
zes 2, das Verfahren mangels hinreichender Anhaltspunkte filr einen
Verstoß nach $ 22 Absatz 2 des Börsengesetzes nicht einzuleiten, so

ist die Entscheidung schriftlich zu begründen, gegebenenfalls mit
einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen und der Antragstellerin
oder dem Antragsteller zuzustellen.

(6) Von der Einleitung eines Sanktionsverfahrens sind die Ge-
schäÍìsfthrung der Börse und die Börsenaufsichtsbehörde unbe-
schadet des $ 37 Absatz 3 zu unterrichten.

$26
Beteiligte

(l) Beteiligte sind

1 . die betroffene Handelsteilnehmerin oder der betroffene Handels-
teilnehmer oder die Enrittentin oder der Emittent,

2. diejenigen, die nach Absatz2 vom Sanktionsausschuss zu dem
Verfahren hinzugezogen worden sind.

(2) Der Sanktionsausschuss kann von Amts wegen oder aufA¡-
trag diejenigen, deren rechtliche Interessen durch den Ausgang des

Verfahrens bertihrt werden können, als Beteiìigte hinzuziehen. Hie-
rüber entscheidet der Sanktionsausschuss durch unanfechtbaren Be-
schhrss.

(3) Wer angehört wird, ohne dass die Voraussetzungen des Absat-
zes I vorliegen, wird dadurch nicht an.r Verfàhren beteiligt.

ç 2'.7

Ausgeschlossene Personen

(l) An Entscheidungen des Sanktionsausschusses darfnicht Init-
wirken,

l. wer gemäß $ 26 beteiligt ist;

2. wer durch seine Tätigkeit oder durch eine Entscheidung einen
unmittelbaren Vorteil oder Nachteil erlangen kann;

3. wer zu einer Person, die zu dem Personenkreis der Nummer I

oder 2 gehört, in einenr Angehörigenverhältnis gemäß $ 1 I Ab-
satz I Buchstabe a des Strafgesetzbuches steht;

4. wereine natürliche oder.juristische Person oderVereinigung, die
zu dem Personenkreis der Numnrer 1 oder 2 gehört, kraft Geset-
zes oder Vollmacht allgernein oder in diesem Sanktionsverfah-
ren vertritt;

5. wer bei einer natürlichen oder juristischen Person oder Verei-
nigung, die zu dem Personenkreis der Nummer I oder 2 ge-

hört, gegen Entgelt beschâftigt ist oder bei ihr als Mitglied des

Vorstandes, des Aufsichtsrates oder eines gleichartigen Organs
Îätig ist;

6. wer außerhalb seiner amtlichen Eigenschaft in der Angelegen-
heit ein Gutachten abgegeben hat oder sonst tätig geworden ist.

Satz I Nummer 2 gilt nicht, wenn der Vor- oder Nachteil nur darauf
beruht, dass jemand einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe ange-

hört, deren gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit berührt
werden.

(2) Hält sich ein Mitglied des Sanktionsausschusses fi.ir ausge-

schlossen oder bestehen Zweifel, ob die Voraussetzungen des Absat-
zes I gegeben sind, ist dies der oder dem Vorsitzenden mitzuteilen.
Der Ausschuss entscheidet über den Ausschluss durch unanfechtba-
ren Beschluss. Das betroffene Mitglied darfan dieser Entscheidung
nicht mitwirken. Das ausgeschlossene Mitglied darf bei der weiteren
Beratung und Beschlussfassung nicht zugegen sein. $ 23 Absatz 2 ist
anzuwenden.

{ì28

Abgelehnte Personen

Jede beteiligte Person kann ein Mitglied des Ausschusses ableh-
nen, das in diesem Sanktionsverfahren nach $ 27 nich| mifwirken
darfoder bei dern die Besorgnis der Befangenheit besteht, weil ein

Grund vorliegt, der geeignet ist, Misstrauen gegen die Unparteilich-
keit des Mitgliedes zu rechtfertigen. Die Ablehnung ist vor der
mündlichen Verhandlung schriÍÌlich oder zur Niederschrift zu erklä-
ren. Die Erklärung ist unzulässig, wenn sich die oder der Beteiligte,
ohne den ihr oder ihr¡ bekannten Ablehnungsgrund geltend zu ma-
chen, in der rnündlichen Verhandlung eingelassen hat. Im Fall des

$ 33 Absatz 2 Satz I Nummer I ist die Ablehnung innerhalb der

EinwendungslÌist schriftlich zu erklären. Für die Entscheidung über
die Ablehnung gilt $ 27 Absatz 2 Satz 2 und 3.

$2e
Ladung zur und Teilnahme an der Sitzung

(l ) Die oder der Vorsitzende bestimrnt den Tennin der Sitzung des

Sanktionsausscliusses und lädt die Beteiligten. Die Ladung muss

enthalten:

l. Zeit und Ort der Sitzung,

2. die Besetzung des Sanktionsansschusses,

3. den Gegenstand des Verfahrens,

4. die Namen der geladenen Zeuginnen oder Zengen nnd bestellten
Sachverständigen sowie den Terrnin einerAugenscheinnahrne.

Die Antragsunterlagen können mitgeteilt oder zur Einsicht bereitge-
halten werden. Die Beteiligten sind daraufhinzuweisen, dass sie die
Möglichkeit haben, sich innerhalb von zwei Wochen schriftlich zur
Sache zu äußern und dass bei Ausbleiben einer oder eines Beteilig-
ten auch in ihrer oder seiner Abrvesenlleit verhandelt und entschie-

den werden kann.

(2) Zwischen der Zustellung der Ladung und der Sitzung soll eine

Frist von mindestens drei Wochen liegen. Die Frist kann im Einver-
nehrnen mit den Beteiligten verkürzt werden.

(3) Die oder der Vorsitzende kann das persönliche Erscheinen der

betroflènen Handelsteilnehmerin oder des betroffenen Handelsteil-
nehmers oder der Emittentin oder des Emittenten anordnen.

(4) Die Vertreter der Börsenaufsichtsbehörde haben das Recht,

allen Verhandlungen beizuwohnen und die ihnen geeignet erschei-

nenden Anträge sowie Fragen an die Beteiligten, die Zeuginnen oder
Zeugen und Sachverständigen zu sfellen.

(5) Ein Mitglied der Geschäftsfìihrung der Börse darf an der Sit-
zung mit beratender Stimme teilnehrnen.
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$30
Untersuchungs grundsatz

(1) Der Sanktionsausschuss ermittelt den Sachverhalt von Amts
wegen. Er bestimmt Art und Umfang der Ermittlungen; an das Vor-
bringen und an die Beweisanträge der Beteiligten ist er nicht gebun-
den.

(2) Von der Börsenaufsichtsbehörde gestellten Beweisanträgen ist
staltzugeben.

(3) Die Beteiligten sollen bei der Ermittlung des Sachverhalts mit-
wirken. Sie sollen insbesondere ihnen bekannte Tatsachen und Be-
weismittel angeben.

$ 3l
Beweismittel

(1) Der Sanktionsausschuss bedient sich der Beweismittel, die er
zur Ermittlung des Sachverhalts für erforderlich hâlt. Er kann insbe-
sondere

1. AuskünftejederArteinholen,

2. Beteiligte anhören, Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständi-
ge vernehmen oder die schriftliche Äußerung von Beteiligten,
Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständigen einholen,

3. Urkunden undAlten beiziehen,

4. den Augenschein einnehmen.

(2) Den Beteiligten ist Gelegenheit zu geben, der Vernehmung
von Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständigen und der Einnah-
rne des Augenscheins, auch durch Sachverstândige, beizuwohnen
und hierbei sachdienliche Fragen zu stellen. Ein schriftliches Gut-
achten soll ihnen zugänglich gemacht werden.

(3) Falls der Sanktionsausschuss Zeuginnen oder Zeugen und
Sachverständige herangezogen hat, werden sie in entsprechender

(Ð Anwendung des .lustizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes
vom 5. Mai 2004 (BCBI. I S. 718, 776), das zuletzt durch Artikel 7
Absatz 3 des Gesetzes vorn 30. Juli 2009 (BGBI. I S. 2449) geändert
worden ist, durch die Börse entschädigt.

{i32
Mitwirkung von Zeuginnen oder Zeugen und

Sachverständ igen

(l) Der Sanktionsausschuss darf Zeuginnen oder Zeugen oder
Sachverständige, die freirvillig vor ihnr erscheinen, vernehmen oder
rrrn die Erstatlung von Gutachten bitten. Die Vorschril'ten der Zivil-
prozessordnung über die Ablehnung von Sachverstândigen und über
die Vernehnrung von Angehörigen des öfÍèntlichen Dienstes als
Zeuginnen oder Zeugen oder Sachverständige gelten entsprechend.

(2) Verweigern Zeuginnen oder Zeugen oder Sachverständige
ohne Vorliegen eìner der in den $$ 376,383 bis 385 und 408 der
Zivilprozessordnung bezeichneten Grtinde die Aussage oder die Er-
stattung eines Gutachtens, so kann der Sanktionsausschuss das fìr
den Wohnsitz oder den Aufenthaltsort der Zeugin oder des Zeugen
oder der oder des Sachverständigen zuständige Amtsgericht um die
Vernehmung ersuchen. ln dem Ersuchen hat der Sanktionsausschuss
den Cegenstand der Vernehmung darzulegen sowie die Namen und
Anschriften der Beteiligten anzugeben.

(3) Hält der Sanktionsat¡sschuss mit Rticksicht aufdie Bedeutung
einer Zeugenaussage oder eines Sachverständigengutachtens oder
zur Herbeiführung einer wahrheitsgenräßen Aussage die Beeidigung
für geboten, so kann er das nach Absatz 2 zustândige Gericht um
eidl iche Vernehrlung ersuchen.

$33
Erfordernis der mtindlichen Verhandlung

(l) Der Sanktionsausschuss entscheidet nach mündlicher Ver-
handlung.

(2) Der Sanktionsausschuss kann ohne mündliche Verhandlung
entscheiden, wenn

1. die Sache keine besonderen Schwierigkeiten tatsächlicher oder
rechtlicher Art aufueist,

2. die Beteiligten aufsie verzichtet haben, oder

3. wegen Gefahr im Verzug eine sofortige Entscheidung notwen-
dig ist.

Beabsichtigt der Sanktionsausschuss nach Satz I Nummer I ohne
mündliche Verhandlung zu entscheiden, so teilt er den Beteiligten
mi! dass innerhalb einer Frist von zwei Wochen ein Antrag auf
mündliche Verhandlung gestellt werden kann.

(3) Der Sanktionsausschuss soll das Verfahren so umfassend vor-
bereiten, dass es möglichst in einem Verhandlungstermin erledigt
werden kann.

$34
Verlauf der mündlichen Verhandlung

( I ) Die mündliche Verhandlung ist nicht öffentlich. An ihr können
Vertreterinnen oder Vertreter der Börsenaufsichtsbehörde teilneh-
men. Anderen Personen kann die oder der Vorsitzende die Anwesen-
heit gestatten, wenn keine oder keiner der Beteiligten widerspricht.

(2) Nach Aufruf der Sache trägt die oder der Vorsitzende den we-
sentlichen Inhalt derAkten vor. Sie oder er hat die Sache mit den

Beteiligten tatsächlich und rechtlich zu eröÍern sowie daraufhinzu-
wirken, dass sachdienliche Antr¿ige gestellt, ungenügende Angaben
ergänzt sowie alle fìir die Feststellung des Sachverhalts wesentli-
chen Erklärungen abgegeben werden.

(3) Jedes Mitglied des Sanktionsausschusses hat das Recht, sach-
dienliche Fragen zu stellen. Wird eine Frage von einer oder einem
Beteiligten beanstandet, so entscheidet derAusschuss über ihre Zu-
lässigkeit.

$35
Rechte der Geschâft slìihrung

(l) Ergeben sich in einem Sanktionsverfahren Tatsachen, die die
Rücknahrne oder den Widerruf der Zulassung rechtfertigen, so ist
das Verfahren an die Geschäftsführung abzugeben. Diese ist berech-
tigt, in jeder Lage des Verfahrens von dem Sanktionsausschuss Be-
richte zu verlangen und das Verfahren an sich zu ziehen.

(2) Hat die Geschäftsführung ein Sanktionsverfahren übernom-
men und erweist es sich, dass die Zulassung nicht zurtickzunehmen
oder zu widerrulèn ist, so verweist sie das Verfahre¡r an den Sankti-
onsausschuss zurück.

$36
Entscheidung und Kosten

( I ) Der Sanktionsausschuss entscheidet unter Wtirdigung des Ge-
samtergebnisses des Verfahrens. Bei gerirrgfìigigen Verstößen kann
er das Verfahren mit Zustimrnuns der Börsenauliichtsbehörde ein-
stellen.

(2) Beratung und Abstimmung sind geheim. Es dürfen nur Aus-
schussmitglieder zLrgegen sein, die an der ¡nündlichen Verhandlung
teilgenommen haben.

(3) Entscheidungen, die das Sanktionsverfahren abschließen, sind
schriftlich abzufassen und zu begrtinden, mit einer Rechtsbehelfsbe-
lehrung zu versehen und den Beteiligten zuzustellen.

(4) Injeder Entscheidung, die das Sanktionsverfahren abschließt,
muss bestimmt werden, wer die Kosten des Verfahrens zu tragen hat.

Die Kosten bestehen aus der Verfahrensgebtihr und den Auslagen.

(5) Die Verfahrensgebühr beträgt mindestens 250 Euro und höchs-
tens 5000 Euro. Die Gebiihr wird von der oder dem Vorsitzenden
festgelegt. Die Höhe der Gebühr ber¡isst sich nach denr Aufuand
und nach der Bedeutung des Verfahrens.

(6) Zu den Auslagen gehören
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1. die nach $ 22 Absafz 6 Salz 2 und $ 3 I entstandenen Aufuen-
dungen;

2. Portogebühren fìir Zustellungen und Ladungen und für die auf
Antrag übersandten Ausfertigungen und Abschriften sowie Ent-
gelte frir Telekommunikationsleistungen.

(7) Die Kosten des Verfahrens trägt die Handelsteilnehmerin oder
der Handelsteilnehmer oder die Emittentin oder der Emittent, gegen

die oder den eine Sanktion angeordnet wird. Sie oder er hat in die-
sem Fall der Börse die Kosten des Verfahrens und die Auslagen zu
erstatten. Sofern eine Sanktion nicht verhängt, das Verfahren einge-
stellt oder die Eröffnung des Verfahrens abgelehnt wird, trägt die
Kosten die Börse, deren Sanktionsausschuss tätig war. In diesem
Fall kann die Handelsteilnehmerin oder der Handelsteilnehmer oder
die Emittentin oder der Emiftent die Erstattung ihrer oder seiner
Auslagen von der Börse verlangen. lm Übrigen trâgtjeder Beteiligte
die ihr oder ihm entstandenen Kosten.

$37
Niederschrift

( I ) Über jede Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen. Die Nie-
derschrift muss Angaben enthalten über

l. den Ort und den Tag der Sitzung,

2. die Narnen der anwesenden Ausschussmitglieder, der erschiene-
nen Beteiligten, der Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständi-
gen,

3. den verhandelten Gegenstand,

4. den wesentlichen Inhalt derAussagen der Zeuginnen oder Zeu-
gen und Sachverständigen,

5. das Ergebnis eines Augenscheins,

6. die gestellten Anträge,

7. die Entscheidung des Sanktionsausschusses.

(2) Die Niederschrift ist von der oder dem Vorsitzenden und, so-
weit hinzugezogen, auch von der Schriftführerin oder dem Schrift-
ftihrer zu unterzeichnen.

(3) Der Börsenaufsichtsbehörde sind Ausfertigungen der Nieder-
schriften über die Sitzungen und die mündlichen Verhandlungen

sowie Entscheidungen, die das Sanktionsverfahren einleiten und ab-
schließen, zu übermitteln.

Abschnitt 3

Übergangs- und Schlussbestimmungen und
Außerkrafttreten anderer Vorschriften

$38
Außerkrafttreten von Vorschriften

Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung über die
Wahl des Börsenrates der Börse Berlin-Bremen vom 16. Februar
2004 (GVBI. S. 82) außer Kraft.

$3e
Übergangsvorschrift

Die Amtszeit der Mitglieder und die Zusammensetzung des bei
Inkrafttreten dieser Verordnung bereits bestehenden Börsenrates an

der Börse Berlin bleiben bis zur Neuwahl des Börsenrates unbe-
rührt. Im Falle des Ausscheidens eines Mitgliedes gelten die Rege-
lungen der $$ 18 und 19 Absatz2.

{i40
Erstmalige Enichtung eines Sanktionsausschusses

Der Sanktionsausschuss jeder Börse ist erstmalig innerhalb von
drei Monaten nach lnkrafttreten dieser Verordnung zu wählen.

$41
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkiindung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 12. Oktober 2010

Senatsverrvaltung fìir Wirtschaft, Technologie nnd Frauen

HaraldWolf
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